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Amtlicher Teil
Konsularische Vertretung Chiles

Der zum Chilenischen Wahlkonsul in Stuttgart er -
nannte Herr Juan Roman Zwier ist zur Ausübung lon -
sularischer Amtshandlungen in Baden zugelassen worden .

Die IKbeinregulierung Strstzburg - Istein
Zustimmung deS Auswärtigen Ausschusses

Im Auswärtigen Ausschutz des Reichstages wurde am
Mittwoch der deutsch-schweizerische Vertrag über Regulierung
des Rheins zwischen Straßburg —Kehl und Jsttin genehmigt .
der übrigens noch dem Verkehrsausschutz zugeleitet werden
wird .

Gesandter Seeliger (Auswärliges Amt ) , führte als Bericht -
erstatter aus , datz durch den Vertrag von Versailles Frank -
reich unter gewissen Bedingungen das Recht erhalten have ,
Wasser dem Rhein zu entnehmen , zur « peisung von
Schissahrts - und Bewässerungskanälen . Diese Artikel des
Bersailler Vertrages , die also Frankreich das Recht geben ,den Rhein abzuleiten und die gewonnenen Wasserkräfte für
sich zu verwenden , sind eine autzerordentlich harte Bedingung ,die uns auferlegt wurde . Eine Milderung der Wirkungen
dieser Bestimmungen , konnte nach Lage der Sache nur durchein aktives Zusammengehen mit der Schweiz in der Regu -
lierungsfrage ermöglicht werden . Die Abmachungen der
Schweiz und Deutschlands sollen die Regulierung des Rheins
zwischen Stratzburg und Basel sicherstellen , um die schwere
Schädigung durch Ableitung des Rheins wenn nicht zu besei-
Ligen, so doch zu mildern und autzerdem Baden die Möglich »keit geben , als Rheinuferstaat am Rhein auf dieser Streckeals Schifsahrtsstratze teilzunehmen . Zugleich aber sollte die
Sicherheit dafür geschaffeil werden , datz die Schifsahrtsstratzedes Rheins durch den beschleunigten Ausbau der Wasserkräftezwischen Basel und dem Bodensee , soweit die wirtschaftlichen
Voraussetzungen gegeben sind , bis zum Bodensee ausgedehntwerde » . Dieses Ziel ist von autzerordentlich allgemein -
politischer und wirtschaftlicher Bedeutung , insbesondere da die
Durchführung des Vertrags nur berhältnismätzig geringeMittel erforderlich macht .

In der Aussprache nahmen u . a . Reichsverkehrsministerl)r. von Guerard , Reichsautzenminister Curtius , sowie Vsr -
treter fast aller Parteien das Wort .

Die ietzte jfabrt der Ikönigin von Schweden
Für die verstorbene Königin , von Schweden fand Mittwoch

vormittag in der deutschen evangelischen Kirche in Rom eine
feierliche Totenandacht statt . Die Ansprache hielt ein schwe -
discher Pfarrer , während der deutsche Pfarrer Kaltenborn -
Stachau oas Gebet sprach . Tief ergriffen folgte KönigGustav von Schweden der stimmungsvollen Feier , an der auchder König von Italien , Ministerpräsident Mussolini und
sämtliche Minister der italienischen Regierung , der Prinz

'von
Hessen, die Prinzessin von Baden , die fürstliche Familie Für -
stenberg , der deutsche Botschafter von Neurath sowie auch die
übrigen , in Rom akkreditierten Diplomaten teilnahmen .

Nach der To ' enandacht wurde der Sarg mit der schwedischenFahne bedeckt und in feierlichem Zuge nach dem Bahnhofegebracht . Der Leichenzug wurde von der Menschenmenge ,oie besonders in der Nähe des Bahnhofes die Stratzen dichtumsäumte , mit ehrfurchtsvollem Schweigen begrützt . Der
Sarg wurde in einem Eisenbahnwagen aufgebahrt , der sichinmitten des aus zwei Lokomotiven und sechs Schlafwagenbestehenden Zuges befindet . Nachdem die Anwesenden der
verblichenen Königin die letzten Ehren erwiesen hatten , bestie -
gen der König und sein Gefolge den Zug , um die Heimfahrtnach Schweden anzutreten .

Der Sonderzug fährt über Kufstein —München —Berlin
nach Swinemünde . In Berlin wird nur ein Bahnhof an der
Peripherie berührt . Die Überführung des Sarges vom Bahn -
Hof Swinemündt auf ein schwedisches Kriegsschiff erfolgtunmittelbar nach dem Eintreffen , und die Kriegsschiffe fah¬ren noch in derselben Nacht ab . Im Benehmen mit den schwe-
dischen Kriegsschiffen wird ein Trauersalut abgefeuert . ImAuftrag des Reichspräsidenten und der Reichsregierung legtdie deutsche Gesandtschaft in Stockholm Kränze am Sargenieder .

*

k München, 10 . April . (Tel . ) Der Sonderzug mit
^ tDer U '9 ' n bon Schweden traf am Donnerstag -
w ' n München ein . Im Zuge befan -

o f! T * Schweden und dessen Bruder , Prinz
r^ 5. Ä . «

' m E inpfang am Bahnhof hatten sich u a . der
I? r

'
i} .München , Kommerzienrat Aufhliufer ,als Vertreter der bayrischen Staatsregierung Frhr . v. 2ten -Oberbürgermeister Dr. h . c . Scharnagl , sowie zahl¬reiche Damen und Herren der schwedischen Kolonie in Mün¬chen eingefunden , deiche Blumen - und Kranzspenden wur¬den Niedergelegt . Um 9 . 12 Uhr verliefe der Sonder,ua dieBahnhofSha ^ zur Weiterfahrt nach dem Norden .

Vergleich zwischen Staat und Kirche in Anhalt
WTB . Deflau , 10 . April (Tel . ) Die endgültige außergericht¬liche Auseinandersetzung zwischen Staat und Kirche in Anhaltist heute erfolgt . Der Anhaltische Landtag nahm den Gesetz -

entwurf , der diese Auseinandersetzung regelt , in dritter Lesungund damit endgültig an . Der Staat zahlt der Kirche dauernd
«ine jährliche Summe von NX) (XX) UM.

Letzte Nachrichten
üim das Mnanzkompromih

Reue Verhandlungen
BDZ . Berlin , 10. April . ( Sei .) Am heutigen Donuers -

tagvormittag versammelten "sich die Führer der hinter der
Regierung stehenden Parteien beim Reichsfinanzminifter
vr . Moldenhauer . Der Zweck der Zusammenkunft war
zunächst die Unterzeichnung des am Dienstag verabredeten
Finanzkompromißantrages , der bereits heute im
Plenum des Reichstage « eingebracht werden sollte .
Inzwischen waren jedoch neue Schwierigkeiten aufgetaucht .
Bor allem versucht man , auch die Bayrische Bolls -
Partei zur Beteiligung an dem Kompromiß zu bewegen .
Wie verlautet , sind die Bayern aber nur für eine Biersteuer -
erhöhung bis zu 35 Proz . zu haben . Infolgedessen zogen sich
die Besprechungen der Parteiführer stundenlang hin .

Gegen 1 Uhr wurde das Finanzkompromiß von den
Parteiführern unterzeichnet , mit Ausnahme der Bier -
steuererhöhuug , über die mit der Bayerischen Bolkspartei noch
verhandelt wird .

Die Arbeitslosenversicherung
BDZ . B e r l i n, 10 . April . ( Tel . ) Im Sozialpolitischen

Ausschuß des Reichstages wurde heute der Komp » » -
mißantrag der Regierungsparteien zur Ar -
beitslofenversicherung mit 12 gegen 12 Stimme «
der Sozialdemokraten und Kommunisten bei Stimmenthaltung
der Deutschnationalen abgelehnt . Auch die wesentlichste »
Teile der ursprünglichen Regierungsvorlage wurden
abgelehnt .

Den Regierungsentwurs erläuterte Ministerialdirektor Hr.Weigert (Reichsarbeitsministerimni . Danach soll der Vorstandder Recchsanstalt ' cn Beitrag einheitlich für das Reichsgebietbis auf 4 Proz . zum Ausgleich der Einnahmen und Ausgabenfestsetzen können . In Artikel 2 wird bestimmt , datz der fürdie nächsten fünf Fahre aus Zolleinnahmen jährlich an die
Invalidenversicherung abzuführende Betrag von 40 Millionen
Reichsmark nunmehr zur Entlastung des Reichshaushaltes auf
zehn Jahre verteilt werden soll.

Abg . Aufhäuser (Sozdem . ) erklärte , datz sich die sozialdemo -
kratische Fraktion auf den Boden der Regierungsvorlage stel¬len werde . Sie verlange jedoch die Streichung des Artikels 2.Bon allen hinter der Regierung stehenden Parteien war
ein Kompromißantrag eingebracht worden , der dem schon in
der vorigen Regierung mit Ausnahme der Sozialdemokraten
zustande gekommenen Kompromitz entspricht . Danach soll es
bis auf .weiteres bei dem Beitrag von 314 Proz . bleiben ; für1930 soll der Reichszuschutz 13» Millionen betragen ; reichen
dennoch die Mittel nichl aus , so soll das Reich Darlehen ge-
währen mit der Matzgabe , datz die Regierung eine Gesetzes -
vorläge einbringt , die entweder durch Erhöhung des Beitragesdie Rückzahlung ermöglicht oder durch eine Reform des Ge -
setzes die notwendigen Mittel sicherstellt .

Einberufung des Reichseisenbahnrates
WTB . Berlin , 10. April (Tel .) Der Reichöverkehrsmint -

ster hat zum 1. Mai dieses Jahres den Reichseisenbahnrat nach
Berlin einberufen , insbesondere um seine Stellungnahme zu
dem Antrag der Deutschen Reichsbahn -Gesellschaft auf Er -
höhung der Personen - und Gütertari fe einzuholen .

Onesnay in Basel
WTB . Basel , 10. April . ( Tel .) Pierre Q u e » n a y von

der Banque de France , der bekanntlich als G e n e r a l k o m-
missar der Bank für internationalen Zah¬
lungsausgleich in Aussicht genommen ist, ist in Basel
eingetroffen , um festzustellen , wie weit die Borberei -
tungsarbeiten am früheren Savoy -Hotel Univers für
die Aufnahme der Büroräumlichkeiten der BIZ . gediehen find .
Die erste Sitzung des Äerwaltungsrates der
BIZ . findet laut Schweizer Depefcheuagentur am 22. April
unter der Boraussetzung statt , daß es dem. italienischen Parla -
ment bis dahin möglich geworden ist, den Z)»ungplan zu ratifi -
zieren .

Bombenabwürfe und Luftverteidigung
Eine Oberhausdebatte

WTB . London , 10. April . (Tel . ) Im Oberhaus kam es
gestern abend zu einer längeren Debatte über die britische «
Luftstreitkräfte , in deren Verlauf der ehemalige Chef deS
Reichsgeneralstabes , Lord Cavan , und Feldmarschall Lord
Plumer , der im Weltkrieg die zweite Armee befehligt hatte ,
sich nachdrücklich gegen Bombenangriffe auf feindliche Ort¬
schaften aussprachen , weil dadurch hauptsächlich die Zivilbevöl -
kerung betroffen werde .

Der Luftfahrtminister , Lord Thomson , äutzerte in seinerAntwort , der Krieg sei stets unmenschlich und er könne keinen
grotzen Unterschied zwischen der Wirkung einer Bombe und
einer Granate sehen . Er erwähnte noch, datz in diesem Jahre
Frankreich seine Luftflotte um vier Geschwader und Amerika
die seine um 4K Geschwader verstärke . Was England be-
treffe , so sei auf die im Plan von 1S29 für dieses Jahr vor -
gesehenen drei neuen Geschwader verzichtet worden . Aber er
sei überzeugt , datz die britische Luftstreitmacht stark genug sei,um jedem anderen Land den Nutzen eines Luftangriffs gegenenglisches Gebiet als zweifelhaft erscheinen zu lassen .

* (Befahren des lEUtempos
Der Reichswirtschastsminister Dietrich hat gestern auf

dem Industrie - und Handelstag den Satz geprägt , daß
ein Teil der Arbeitslosigkeit als die Folge des Systems
unserer Arbeitslosenversicherung selbst zu betrachte» sei .Er war davon ausgegangen , daß das Dogma , der heutige
Stand der Dinge bei der Arbeitslosenversicherung sei
unantastbar , nunmehr zerbrochen sei . Die Reform selbst
denkt sich Dietrich so, daß sie auf der Grundlage ge-
nauer Untersuchungen zu einem Resultat führen müsse,die dem wirklich bedürftigen Arbeitslosen sein Recht lasse ,aber die Konstruktion des Begriffs „Arbeitslosigkeit " .
ändere . Hier wird also nochmals ausdrücklich anerkannt ,
daß an eine Leistungsabbau der Arbeitslosenversicherung
dort , wo mit Recht Arbeitslose zu unterstützen
sind , nicht gedacht wird , sondern daß man durch eine
Reform die Arbeitslosenversicherung nur von jenen
Lasten befreien will , die ganz unnötigerweise auf ihr ru -
hen und dazu führen , daß soundso viele die Wohl -
taten der Versicherung in Anspruch nehmen , ohne dazu
wirklich berechtigt zu sein und ohne den Nachweis er¬
bracht zu haben , daß sie nach Erschöpfung aller anderen
Unterhaltsmöglichkeiten brot - und erwerbslos sind .

Jeder Sachkundige weiß , wie die Reformen der Ar¬
beitslosenversicherung auszusehen hätten , um sie in den
Dienst einer wahren sozialen Fürsorge zu stellen und
ihr das peinliche Odium zu nehmen , sie bilde einen An -
reiz zum Faulenzen auf Kosten der Allgemeinheit . Nicht
mit Unrecht deutet man auf das Beispiel der noch nicht
so alten Sozialversicherung in England hin , wo der Zu¬
stand gleichfalls heute schon so ist , daß die Kassen nicht
mehr ausreichen , um die Ansprüche zu befriedigen , weil
eben durch ganz eigentümliche Paragraphen die Mög¬
lichkeit zur mißbräuchlichen Ausnutzung der Versicherung
geschaffen worden ist.

Nur muß man sich bei alledem fragen , warum es so
lange gedauert hat , bis man dies alles eingesehen und
daraus die einzig richtige Konsequenz gezogen hat . Die
gleiche Frage wirft sich auf . wenn man überhaupt die
Vorgänge der letzten Zeit in Berlin betrachtet . Daß
sich die Reichskasse in einem völlig desolaten Zustand
befand , wußte man schon seit 1% Jahren . Warum hat
man es so weit kommen lassen, daß sich die Situation bis
zur Katastrophe zuspitzen mußte ? Daß die Landwirt -
schast und mit ihr die gesamte Wirtschast Deutschlands
in einer schreckenerregenden Krisis steckt , wußte man ja
auch schon seit mindestens Vfe Jahren . Warum hat
man nicht schon längst die Arbeiten in Angriff genom -
men , die hier Erleichterung bringen ? Jetzt soll alles wo-
möglich in einem Tage nachgeholt werden ! Und den
Mitgliedern des Kabinetts Brüning erwächst jetzt die
Aufgabe , das im Handumtn -ehen zu erledigen , was man
eigentlich im Lauf des letzten Jahres mit aller Ruhe
und Besonnenheit längst hätte erledigen können.

Bei einem solchen Eiltempo ergibt sich ohne weiteres
die Gefahr , daß die Gesetze nicht in allen Einzelheiten
reiflich durchdacht und zu rasch verabschiedet werden . Die
Bedenken zum Beispiel , die jetzt vom Industrie - und Hau -
delstag gegenüber dem Agrarprogramm Schieles ange -
meldet werden , sind immerhin so ernst und in so ruhiger
und sachlicher Weise begründet , daß man sie gründlich
prüfen müßte . Aber wie ioll das möglich sein, wenn
man schon bis Ostern dos ganze, große Werk der Reichs-
finanzresorm und der Agrarhilfe erledigt haben will ?

Ist es schon an und für sich bei allen steuerpolitischen
Maßnahmen nicht ganz zu vermeiden , daß hie und da
einmal etwas danebengegriffen wird , und daß die be-
schlössen? Steuer nur eine Mprozentige Güte aufweist ,
so kann das Eiltempo der Arbeit gleichfalls nur in be-
denklicher Weise auf die Ergebnisse steuerpolitischer Re -
formtätigkeit einwirken . Mr müssen also vernünftiger -
weise von vornherein damit rechnen, daß das Werk, da«
jetzt hoffentlich zustande kommen wird , in einzelnen
Punkten Schönheitsfehler und korrekturbedürftige Stel -
len haben wird . Aber das muß man in Kauf nehmen ,
da die Zeit drängt , und da schließlich alle diese Punkte
Kleinigkeiten sind im Verhältnis zu dem Werk als Gan¬
zem und seiner Erledigung .

Von diesem Standpunkte aus muß man auch das
Kompromiß des gestrigen Tages betrachten. Gestern
mittag sah es so aus , als ob die Regierungsparteien sich
überhaupt nicht einigen könnten . Am Nachmittag hat
man sich dann auf ein Kompromiß geeinigt , das statt

Mit der Beilage: 47. Amtlicher Bericht über die Verhandlungen des Badischen Landtags



einer. Bicrsteuercrhöhunft vo» 75 Proz . eine solche von
Proz . bringt , mit drr Einschränkn «g7 daß kleinere

Brauereien bis zu 10 (XX) Hektoliter Ausstoß davon nicht
tH'tvöffeit werden sollen, daß man die allgemeine Umsatz-
steuer von 0,75 aus 0,85 Proz. erhöht, und daß eine To»
terumsatzsteuer ssogenannte „Warenhanssteuer " ) auf
Umsätze letzter Hand gelegt wird , welche über eine Mil»
lhm Reichsmark hinausgehen ; oiese Zondernmsatzsteuer
solle 0,o Proz . betragen. Die Tabaksteuernovelle wird
in ihrer alten Form wieder hergestellt, und die inzwi¬
schen abgelehnte Mineralwassersteuer wird gleichfalls . wie-
der hergestellt.

Man verspricht sich voll diesen Steuererhöhungenein-
schließlich der Erhöhung des Kaffee- und Teezolls und der
.
"
>0 Millionen aus der Jndilstriebelastung eine Summe
von 532 Millionen . Davon bekäine das Reich 356,2 Mil-
lionen , und die Länder bekämen 175,8 Millionen. Der
Reichsfinanzminister hat erklärt , daß ihn , diese Summen
zur Deckung genügen würden.

An der Annahme der Teckungsvorlagen im Reichstag
ist wohl kaum zu zweifeln , da gestern die Parteivei. tretnng
der Deutschnationalen Bolkspartei der Reichstagsfraktion
vollkommene Handlungsfreiheit überlassen hat . Dieser
Beschluß wird allgemein dahin verstanden, daß die Frak-
twn, wenn sie es für richtig hält , dem Finanz- und
Steuerprogramm und dem Agrarprogramm — beide
haben als ein miteinander verbundenes Ganzes zn gel-
ten — zustimmen kann .

Das Kompromiß, das gestern beschlossen worden ist,
wird wahrscheinlich wegen der Erhöhung der Umsatzsteuer
auf Kritik innerhalb der Wirtschaft stoßen . Und die
Frage ist heute schon berechtigt , ob bei einer so schlechten
Wirtschaftslage das erwartete Mehrerträgnis aus der
Umsatzsteuer herauskommen wird . Die Kaufkraft ist so
niedrig , und die meisten Wirtschaftsbetriebe haben mit
so geringem Nutzen zu rechnen , daß man eigentlich nicht
weiß , von weni nun die von der Umsatzsteuererhöhung
erhofften 110 Millionen ausgebracht werden sollen. Aber,
wie schon oben gesagt, man wird sich im Hinblick auf die
Bedeutung des Werkes in seiner Gesamtheit mit solchen
kritischen Punkten abfinden müssen.

Lorläufig kein Rcichsschulgcsetz. Im Bildungsausschuh des
Reichstages wurde regierungsseitig auf eine deutschnatiouale
Anfrage mitgeteilt : Bevor nicht die dem Reiche aus dem
gegenwärtigen Zustand erwachsenen finanziellen Schwierig -
leiten restlos beseitigt seien , sehe sich die Reichsregierung nichtin der Lage , irgendwelche gesetzgeberischen Aufgaben in Angriff
zu nehmen , die wie ein Reichsschulgesetz geeignet seien , das
Reich oder die Länder mit neuen Ausgaben zu belasten .

Unterbrechung der deutsch- ütauische » Verhandlungen . Die
in Kown » seit dem 31 . März geführten deutsch- litauischen Ver -
Handlungen über die Regelung der Beamtenbesoldung und
Sprachenfrage im Memelgebiet wurden wieder unterbrochen .Sie haben auch diesmal zu keinem Ergebnis geführt . Wann
sie fortgesetzt werden , ist nicht bekannt .

Kommunistische Geheimdruckerci . Die Berliner Polizei ha»
wiederum eine kommunistische Geheimdruckerei , in der grö¬
ßere Mengeu kommunistischer Zersetzungsschriften gedrucktwurden , beschlagnahmt .

Berfafsuugsänderung in Danzig . Der Dauziger Volkstagüberwies einen von den Nationalliberalen eingebrachten Ge -
setzentwurf zur Abänderung der Danziger Verfassung dem
Verfassungsausschuß . Der Antrag bezweckt eine Verkleinerung
des Volkstages auf 72 Abgeordnete und die Beschränkung des
Senats auf 12 Mitglieder , von denen 5 hauptamtlich , die übri¬
gen nebenamtlich tätig sein sollen . Weiter soll durch die Vor -
läge die bisher in der Verfassung nicht vorgesehene Möglichkeit
einer Selbstauslösung des Volkstages herbeigeführt werden .

Der neue Staatspräsident von Lettland . Albert KviesiS, der
Vizepräsident des Säima

^
und Abgeordneter des Bauernbundes ,wurde mit 55 gegen 36 Stimmen i»w Staatbvcäjideuten von

Lettland gewählt .

Ttkidt Ikonzertdaus Karlsruhe
Englisches Gastspiel

Diese Ausführung von Shaws Komödie „Arms and the
Man ", zwar nur der Abend einer Studentengruppe ( Mitglie -
der des Haileybury College , Hertford ) , war wichtiger und
lehrreicher als manch andre englische Veranstaltung auf dem
Kontinent . Vor allem , der Abend verlief so , wie er wohl in
erster Linie gedacht war : Englische Jugend spielte vor deut -
scher Jugend , und schon diese günstige Konstellation ergab ,
>vie der herzliche Beisall zeigte , eine stark kameradschaftliche
Verbundenheit , die zweifellos auch den politischen Zweckbegriffeiner weiteren kulturellen Annäherung beider Völker erheb -
lich förderte . Dann war es natürlich äußerst instruktiv , ein -
mal gerade ein Shaw - Stück in der englischen Auffassung , die
sich von der nnsrigen doch wesentlich unterscheidet , kennenzu -
lernen . Gewiß gab es auch viele erwachsene Leute , die alle
einzelnen Redewendungen sofort nicht verstanden , aber ver -
bluffend blieb trotzdem , wie leicht Anlage und Handlung zuübersehen waren , und wie das eigentlich Dramatische im
Sinne des zugespitzten Effektes sich überall durchsetzte. Als
Ausfluß einer typischen Charaktereigenschaft fiel uns be-
sonders die kalte , ja gänzlich unsentimentale Art der Dar -
stellung aus , etwas befremdend übrigens dadurch betont , daß
auch verschiedene Frauenrollen von Männern gespielt wur -
den . Man könnte geneigt sein, darin einen Teil jener eng -
stirnigen Prüderie , für die die Engländer noch heute einen
gewissen nnd mitunter berechtigten Ruf haben , zu erkennen ,wäre das nicht ebenso echte altenglische Tradition wie über -
Haupt die ganze stilistische Atmosphäre der Darstellung , die
uiis da und dorr freilich recht rückständig und veraltet dünkte .Die anonymen Gäste wetteiferten indessen in so guter Laune
und in so gepflegter Rede , daß trotz dieses zuweilen beträcht -
lich störenden konservativen Elementes der nachdenklichere
Hörer den Faden des ergötzlichen Geschehens ruhig weiter -
spinneu konnte . Das einzige Unrecht , das diese auf Veran -
lassung der akademischen Auslandsstelle Karlsruhe zustande
gekommene Aufführung beging : Sie kam zu spät . Von 1894.da dies in der deutschen Übersetzung als „Helden " bekannt
gewordene Stück der Heldenentblößung entstand , bis heute isteine gar lange Zeit , und an dem Gegensatz von Leben und
Romantik / von realistischen Wirklichkeiten und idealistischer
Pose , auf dem damals Shaw seine Komödie ausbaute , hat
sich seither viel geändert . Auch gibt es von dem irischen Sati -
riker Werke , die nicht nur aktueller , sondern zugleich reprä -
sentativer zu wirken vermögen . H . Sch .

Aus dein « eickstng
Arbeitslosenversicherung und Kassensanierung

Der Reichstag beendete am Mittwoch die erste Beratung
der Vorlagen über die Borbereitung der Finanzreform und
die ubrrgangsregclung des Finanzausgleiches .

Der sozialdemokratische Abg . Hertz begründete nochmals
den ablehnenden Standpunkt der Sozialdemokraten zu der
von den jetzigen Regierungsparteien vorgeschlagenen Kompro -
mißregeluug für die Arbeitslosenversicherung . Wen « die So -
zialdemokratie der Gesaintvorlage trotz mancher Bedeuten ge-
gen die Steuervorlage » zugestimmt hätte , so sei nicht die
Sachlage geändert , nachdem die ursprüngliche Regierungsvor -
läge zur Arbeitslosenversicherung nicht Mehr ausrechterhal -
teu werde . Ter Redner bezweifelte , daß angesichts des Agrar -
hitfsprograiums die Sanierung der Reichskasse überhaupt
möglich sein werde .

Reichsfiriauzmiuister Dr. Moldenhauer antwortete kurz , die
Regierung werde die Sanierung durchsetzen können , aller -
dings nur , wenn ihre Vorlagen nicht abgelehnt werden . Die
Tendenz des Hilferdingschen Finanzprogramms habe sich gar
nicht von den, jetzigen Finanzprogramm nuterschiedeu , oenn
auch Hilferding habe mit Zustimmung der Sozialdemokraten
die überspannten direkten Stenern abbauen nnd durch in -
direkte Steuer » ersetzen wollen .

Nachdem noch Abg . Freidel von der Wirtschaftspartei für
produktive Erwerbslosenfürsorge eingetreten war , ging oie
Vorlage über die Sanierung der Arbeitslosenversicherung an
den Sozialpolitischen Ansschich, während die übrigen Teile
des Fiuanzprograinms dem Steuerausschuß überwiese » !vur -
den . »

Räch kurzer Aussprache wurde ein Autrag des Verkehrsaus -
schusses angenommen , der sich gegen die Schließung von
Eisenbahnwerkstätten in Dortmund ausspricht . Dem A .is -
schuh überwiesen wurde ein Antrag , der gegen die Schließung
von Eiseijbahuwerkstätten iu Breslau protestiert .

Ohne Aussprache stimmte das Haus dem Abkommen iibtr
inieruatiouale Ausstellungen zu .

Am heutigen Donnerstag , 15 Uhr , soll die zweite Beracui 'gder vom Steuerausschnß erledigten DecknngSvorlage » der Re¬
gierung beginnen .

50 Jahre Industrie - und Handelstag
Eine Erklärung zur Wirtschafts - und Handelspolitik

Der Deutsche Industrie - uud Haudelstag , die Spitzen -
organisalion sämtlicher Handelotammern , feierte am Mittwoch
in Berlin sein 50jähriges Jubiläum . Zum 30. Male trat im
ehemaligeil Herreuhaus die Vollversammlung unter Vorsitz
von Franz v . Mendelssohn zusammen , der jn seinen Eröff -
nuugsworteu ein stattliches Gremium von Vertretern der
Reichs - und Staatsregierung und hervorragender Wirtschafts -
sichrer zu begrüßen hatte .

Präsident Franz von Mendelssohn warf in seiner Jubi -
läumsausprache einen Rückblick auf die Geschichte des Deut -
schen Industrie - und Handelstages , der erstmalig im Jahre
1861 in Heidelberg getagt hat . Mendelssohn wandte sich mit
deutlicher Schärfe gegen den augenblicklich überhandnehmen -
den Zwcckpessimismus , der meist weit über das Ziel hinaus -
gehe . Es sei Pflicht , daß sich unsere Wirtschaft auf den
neuen Reparationsplan einstelle . Sollten sich die von der
Wirtschaft geforderten Leistungen als unausführbar erweisen ,
so müsse auch auf der Gegeilseite eine bessere Erkenntnis
kommen . Mendelssohn prägt schließlich den Satz : „Die Poli -
tik ' ist das Schicksal der Wirtschaft und damit des ganzen
Volkes .

"
Im Namen der Reichsregierung sprach dann Reichswirt -

schaftsminister Dietrich , der in einer groß angelegten Pro -
grammrede vor allem die aktuellen Agrarfragen behandelte .
Die Ordnung unserer Beziehungen zu den Ost - und Südost -
europäischen Staaten sei vielleicht die wichtigste Aufgabe der
deutscheu Wirtschafts - und Handelspolitik . Industrie und
Handel hätten in de » letzten Jahren eine gewaltige Leistung
vollbracht . Die Ausfuhr ist seit 1925 um mehr als 4 Mil¬
liarden , d. i . um 50 Proz ., gestiegen . Man dürfe daher trotz
der Schwere der Zeit den Glauben an die Zukunft nicht ver -
lieren .

Eine einstimmig angenommene Erklärung geht auf die
Lage der deutschen Wirtschaft ein , die trotz allem nicht hoff-
nungslos sei, jedoch nur dann gedeihen könne , wenn die Vor -
aussetzuugeu für de » notwendigen Kapitalzufluß uach Deutsch¬
land geschaffen und so iu Verbindung mit der Kösteugestal -
tung diejenigen Ausweitungen der Produktion uud des Ab-
satzes erreicht werdeu , die unerläßlich sind , um die Arbeits -
losigkeit zu überwinden , das Anslandskapital zu verzinsen
uud eiue übersteigerte internationale Verschuldung abzuweh -
reu . Für die Handelspolitik dürfe auch weiterhin lediglich
der Gesichtspunkt des überschießenden Nutzens für die Ge-
samtheit des Volkes und der Volkswirtschaft entscheidend sei ».
Unter diesem Gesichtspunkt müßten die Ausfuhrbedürfnisse
der Industrie uach wie vor durct, Erhaltung und Ausbau ge-
eigueter Handelsverträge möglichst gefördert werden . Hierbei
wird durchaus das vordringliche Bedürfnis anerkannt , die
Landwirtschaft , insbesondere auch die des deutscheu Ostens ,
zu erhalteu und zu stärkeu . Der Gedanke einer Handels -
politischen Annäherung hierzu geeigneter europäischer Länder
wird einer eingehenden Prüfung unterzogen .

Weitere Besserung der Arbeitsmarktlagv
Dem Bericht der Reichsanstall für Arbeitsvermittlung und

die Arbeitslosenversicherung für die zweite Märzhälfte zu -
folge hat sich die Frühjahrsbclebung auf dem Arbeitsmarkt
weiter durchgesetzt und gegenüber der Erleichterung m der
ersten Märzhälfte weiter verstärkt . Die Zahl der Haupt -
Unterstützungsempfänger betrug am 31 . März in der Ar -
beitsloseiiversichernng '2 053 387 , das bedeutet gegenüber dem
15. März eine Abnahme von 204 320 , und in der Krisenunter -
stützung 293 710 , was eine Zunahme von 7 29>> gegenüber ,
dem 15 . März bedeutet . Die Gesamtzahl der Hauptunter -
stützungsempfänger betrug mithin nach den Vormeldungen
der Laudesarbeltsämter am 31 . März 1930 2 3-17 077 , das
ist 256 000 mehr als im Vorjahre .

Die sranzöstsche Sozialversicherung
MTB . Paris , 10 . April . (Tel . ) Der französische Gewerk -

schaftsverband (EGT . » veröffentlicht heute in seinem Organ
„Le Peuple " einen Aufruf für die Inkraftsetzung der Eozwl -
Versicherung , die bisher für den 1 . Juli vorgesehen ist. ^ er
Senat hat jedoch kürzlich das Gesetz abgeändert , nun soll die
Kammer zn dieser Änderung Stellung nehmen . Es scheint
jedoch, daß innerhalb der Kammer wenig Neigung vorhanden
ist, ohne Verzug Stellung Zu diesen Abänderungen des Se -
nats zu nehmen . Gegen einen Versuch , die Inkraftsetzung
der Sozialversicherung hinauszuzögern , wendet sich nun in
scharfen Worten der Aufruf des französischen Gewerkschafts -
organs .

Ersparnisse durch Flottenabrüstung . Wie Reuter aus
Washington berichtet , erklärte der stellvertr . Staatssekretär
Eotton , der geplante Dreimächtepakt würde große Erspar -
nisse ermöglichen , die für die Vereinigten Staaten 350 Mil -
lionen Dollars und für die drei beteiligten Mächte insgesamt
900 Millionen Dollars betragen würden .

Der Finanzausgleich
zwischen Tand und Gemeinden

Zu diesem Thema schreibt der ,Mad . Beobachter " ü . a. :
Der Regierung - eutwurf will die Steuerverteilung zwischenLand und Gemeinden zu Gunsten des Landes dahin ab-ändern , daß die Reichssteuerübenveisungen an Einkommen - ,Körperschaft - und Umsatzsteuer künftig zwischen Land uud

Gemeinde » im Verhältnis 66 % zu 33 'A verteilt werden . DerAnteil des Landes der mit 65 v. fö. vorgesehen war , stellte
sich für für das Rechuuugsjahr 1929 nur auf 60,97 v . H .,weil aus der Gesamtteilnngsmaffe 500 000 JM als Beihilfen
für Gemeinden ausgesondert , uud der dann noch verbleibende
Restbetrag , soweit er 72 Millionen überstieg , nicht mehr im
Verhältnis 65 zu 35, sondern SO zu 50, zwischen Land und
Gemeinden anfzuteilen war .

Schon , m Jahre . 1925 hatte der Finanzminister eine
Änderung des Steuerverteilungsgesetzes im Verhältiiis 65 zu35 vorgeschlagen . Damals hat der Landtag die 72-Millionen -
Grenze im Widerspruch zum Vorschlag des Fiuanzministers
eingesetzt . Vom Fiuauzmiuister ivurde dieser Änderung der
Regierungsvorlage nur unter Vorbehalt zugestimmt und
darauf hingewiesen , daß er , wenn die Ausgabenseite des
Staatsvorauschlags namentlich im Zusammenhang mit den
Einnahmen durch Besoldnugserhöhuug zum Beispiel erheblich
anwachse , beim Landtag den Antrag auf Änderung der
Steuerverteilung zu Gunsten der Landesmasse stellen werde
und dabei voraussetze , das gleiche Maß vou Verständnis zu
finden , das er jetzt den Gemeinden entgegenbringe .Di « Voransseyiingen für diesen Vorbehalt sind inzwischen
eingetreten . Bei der Schaffung der 72-Millioiien - Grenze lagder Stand der Gesamtteilnngsinasse etwas unter 72 Millionen .An eine Erhöhung auf 100 Millionen , wie sie inzwischen
eingetreten ist , dachte man damals nicht. Von Zentrumsseitewurde jedoch die Befürchtung geäußert , daß mau durch diese
Beschlußfassung bei den Gemeinden falsche Hoffnungen er -
wecke , was sich leider bestätigt hat . Insbesondere hat sich der
persönliche Aufwand für die Volksschule » und Fortbilduugs -
schulrn , der nach dem Schulgesetz ausschließlich vom Lande
zu trageu ist . zu einer nahezu unmöglichen Belastung für
das Land auswirkt .

Jn Baden ist von 1913 auf 1926 der Anteil des Landeö
von 6,1 Millionen Reichsmark auf 37,4 Millionen , also um
rund 31,3 Millioneit gestiegen , während der Anteil der
Gemeinden sich von 18,8 Millionen auf 10,8 Millionen , also
um rund 8 Millionen Reichsmark ermäßigt hat . Im Nach-
barland Württemberg hat sich für 1926/27 der Anteil des
Landes , verglichen mit 1913/14 von 3,8 Millionen auf nur
19,6 Millionen erhöht , bei den Gemeinden von 14,1 Millionen
auf 22,3 Millionen Reichsmark .

Angesichts der schwierigen Finanzlage bleibt , wie die
Regierung iu der Begründung zu Artikel 18 des Gesetze»!-
Wurfs

"
ausführt , nur der Ausweg , entweder den Lastenaus »

gleich mit den Gemeinden zu Gunsten des Landes abzuändern ,oder den Anteil des Landes an de» oben erwähnten Reichs -
steuerüberweisuugen zn erhöhen .

Würde Bade » uach dem Vorschlag , den der Sparkommissar
für Hesse » gemacht hat , vorgehen , und eine Staffelung der
persönliche » Volksschullasten bei Gemeiudeu von 1000 bis zu
50 000 zwischen 20 uud 40 v . L>. vornehmen , so ergäbe daS
für das Land Baden eine Entlastung um schätzungsweise
rund 10,3 Millionen Reichsmark . Jn Württemberg erhebt
das Land von den Gemeinden zu deu persönlichen Volks -
schnllasteu eiiien Beitrag von 45 bis zu 80 v. H . , wobei diese
noch die Lehrerwohnung zu stelle» haben . Nach dieser
Regelung würde Baden um schätzungsweise mindestens
20 Millionen entlastet . Der Regierungsentwurf sieht aber
nur eine Entlastung des Landes Baden um 5 Millionen vor ,und wählt i » Anlehnung an die erwähnte Regierungsvorlage
zuni Gesetz 1925 unter Berufung auf den damals vom
Finanzmiiiister gegebenen Vorbehalt den Weg einer
Änderung der steuerverteilung . Dazu bedarf es der Besei¬
tigung der bisherigen 72- Millionen -Grenze .

Während in Baden der Anteil des Landes a » der Gesamt -
teilnugsiiiasse vou 63,01 v. H . im Jahre 1925 auf 60,11 v . H.
im Jahre 1928 zurückgegangen ist , hat sich der Anteil des
Landes in Württemberg von 61,28 v . H . auf 61,79 v. H. im
Jahre 1928 erhöht . Der Anteil der badischen Gemeinden ist
von 36,99 v. H . im Jahre 1925 auf 39,89 v . H . für 1923
gestiegen , obwohl gerade in diese Zeit die Besoldungsresorm
fällt , die sich durch deu Volksschullasteuausgleich für das Land
besonders ungünstig ausgewirkt hat .

Um den Anteil des Landes einheitlich auf 66 % o . H . feu
bringeil , schlägt der Gesetzentwurf vor , daß der Gemeinde -
ausgleichsstock , der bisher iu Höhe von 500 000 JM vom
Gesamtauteil zu entnehme » war , künftig aus der Gemeinde »
masse zu speisen -ist, und durch Zuweisung des Landesanteils
an der Mineralwasserstener gestärkt werdeu soll.

Nach der von der Regierung vorgeschlagenen Neuverteilung
würde also bei einer GesamtteiluugSmasse vo » 92 939 000 JM
der Anteil der Gemeinden künftig 30 979 667 JM (gegen bis¬
her weniger 4 939 833 JM ) , der des Landes 61 959 333 JM
(gegen bisher mehr 4 939 833 JM ) betragen . Von dem Anteil
der Gemeinde » würde » künftig auf die Kreise 1 084 288 JM
(gegen bisher weniger 155 394 JM ) , auf den Beihilfefondö
500 000 JM , und auf die drei Gemeiudegruppen 29 395 379 JM
(gegen bisher weniger 4 784 439 JM ) entfallen . Bei den
Gemeinden mit mehr als 9000 Einwohnern würde der künftige
Gruppeuauteil 19 400 950 JM (gegen bisher weniger
3157 730 JM,), bei den Gemeinden mit mehr als 3000 und
nicht mehr als 9000 Einwohnern 3 527 446 JM (gegen bisher
weniger 574 132 JM ) , bei de » Gemeinden mit nicht mehr als
3000 Einwohner » 6 466 983 Ji )l «gegen bisher weniger
1052 577 JM ) betragen . Die Kürzung des Anteils der
einzelnen Gemeinden beträgt für jede gleichmäßig rund
14 v . H . deS Anteils , den sie bisher bei der Zugrundelegung
einer Gesamtteilungsmasse von 92 939 000 JM erhalten hätte .

Die Vorschläge und Anregungen , die der Gesetzentwurf den
Gemeinden zum Ausgleich der ihnen durch die Neuregelung
entfallenden Beträge enthält , sind in der Presse bereit «
bekannt gegeben worden . *

Es ist durchaus begreiflich , daß die Gemeinde » kritisch zu
der von der Regieruug vorgesehene » Neuregelung Stellung
nehmen , denn sie haben ja auch schwere Laste » zu tragen .
Das wird auch vou der Regieruug nicht verkannt . Immerhin
wird man aber auch den Hinweis objektiv würdigen müssen ,
daß bei einer Gegenüberstellung von Land und der Gesamt »
heit der badischen Gemeinden die Not des Landes zum
mindesten die dringlichere geworden ist.

Ebenso verdient der Hinweis hes Finanznunisters , datz mit
der Zchuldenwirtschaft eiu Ende gemacht werden muß , an »
gesichts der daraus für das Land entstehenden Gefahren
ernsteste Beachtung .

K - mmunistenuiederlage bei Opel . Bei den Betriebsrats »
toßhten in den 5)peltver !en haben die Kommunisten c \x\t
schwere Niederlage erlitten . Sie erhielten 1469 Stimmen ge-
gen 3279 im Vorjahre . Auf die freien Gewerkschaften ent .
fielen 4811 (4392) . auf die christlichen Gewerkschaften 51 »
(245 ) . Die Belegschaft war i»i Vorjahr um etwa 1000 Mann
stärker .

II



Flugzeuglandnnssplatz im Innern Londons

MTB . London . 10. April . (Tel . ) . .Daily Herald "
S" !olge

wird geplant , im Herzen von London einen ^ roHe« Land » .. «- -

5latz für Flugzru -ie zu schaffen , der sich W Meter über der

Erde befinden , 200 Meter breit und ebenso lang ,ein solle,
kieaenwärtia sei man noch auf der « uche nach einein

neten Platz , da das anfangs in Aussicht genominene ~ ach
der Waterloo - Eisenbahnstation fich als
kellte Qwecf der Massnahme sei, der britischen Zivilluftfahrt
^ nen Vorteil gegenüber den ausländischen Zivilslugzeugen zu

d?- den aukerhaw London gelegenen Flugplatz Eroliden

aU Landungs - und Abflugsplatz benutze . , müssen .

Teil
Kadiscder Landtag

(58. Sitzung )
DZ . Karlsruhe , 10. April .

Eingegangen ist außer dem Finanzgefetz ein Gesetzentwurf
wer die Förderung des Wohnungsbaues .

Gesuche liegen vor : des Verbandes bad . Gemeinden , des
Bad . Industrie - und Handelstages und des Bad . Städteber -
bandes und Bad . Städtebundes zum Finanzgesetz .

Der Vereinigung der Reichs - , Landes - und Gemeinde -
hea .nten im Brückenkopfgebiet Kehl betr . die örtlichen Sonder -
zuschlage und eine Eingabe der ärztlichen Landeszentrale für
Baden,

"
die sich gegen die Heranziehung der badischen Arzte

zur Gewerbeertragssteuer richtet .
Eine

Kurze Anfrage
des Abg. Merk (Nat . - Soz . ) wegen der Arbeitsvergebung für
das Schlnchfeewerk wird regierungsseitig dahin beantwortet ,
das; bei der Eigenart des Unternehmens wohl ein Wettbewerb
ausgeschrieben werden muhte . Die Regierung habe keinen
unmittelbaren Einfluß auf die Vergebung der Arbeiten , werde
aber den Vorstand der Schluchsee -AG , im Sinne der Kurzen
Anfrage unterrichten , in der gewünscht wird , daß die Bau -
Unternehmer der Gegend nach Möglichkeit berücksichtigt wer -
de».

Präsident Tufsner erteilt sodann dem sozialdemokratischen
Abg. Maier wegen des in der letzten Sitzung gegenüber der
Opposition gebrauchten Ausdrucks „Schindluderpolitik " nach-
träglich einen Ordnungsruf , den er schon damals habe aus -
sprechen wollen . Ein Ordnungsruf wäre aber in dem fort -
gesetzten Lärm untergegangen . Der Präsident fügt hinzu , er
habe die Pflicht , den einzelnen Abgeordneten und die Parteien
gegen unzulässige Angriffe zu schützen , aber auch das Recht,
für sich zu verlangen , daß man seiner Aufforderung zur Ruhe
Gehör gibt . Das sei in der letzten Sitzung nicht geschehen.

Das Haus tritt darauf in die Beratung des
Voranschlages des Finanzministeriums

»in .
In die Berichterstattung teilen sich die Abg . Seubcrt (Zentr .)

und Di . Waldeck (D . Vp . ) . Der Gang der Verhandlungen im
Haushaltsausschuß wie auch die dort gefaßten Beschlüsse sind
bereits bekannt .

Die Koalitionsparteien haben ini Landtag folgenden Antrag
>um Poranschlag des Finanzministeriums für die Rechnungs¬
jahre 1930 und 1931 eingebracht :

Der Landtag wolle beschließen :
, Der Staatsvoranschlag für die Rechnungsjahre 1930/31 wird»

je folgt geändert :
auptabteilung VII — Finanzministerium — Erster Teil .
1 . Ausgabe Kapitel 4 „ Domänen und Forsten "

a) Titel 39 — Holzabfuhrwege — unter II b statt 500 000
Reichsmark ist zu setzen „470 000 Mi ".
Der Gesamtvoranschlagssatz von 950000 Mi ermäßigt
sich auf 920 000 Ml .

b) Titel 40 — Gemeindewege — Kreis - u . Landstraßen —
unter IIb statt 135 000 Ml ist zu setzen „110000 Ml ".
Der Gesamtvoranschlagssatz von 212 500 Ml ermäßigt
sich aus 187 500 Mi .

c ) Titel 41 — Waldkultur — statt 600 000 Mf ist zu setzen
„580 000 m " .

d ) Titel 42 — Zurichtung der Walderzeugnisse — ist unter
Berücksichtigung des bereits beschlossenen Abstrichs von
40 000 Mi und eines weiteren Abstrichs von 125 000 Ml
statt 4 554 000 Ml zu setzen „4 389 000 Ml " .

2. Ausgabe Kapitel 6 A „Waffer - und Straßenbau "
Titel 27 — Unterhaltung und Verbesserung der Land -
straßen — statt 8 792 500 Ml ist zu setzen „ 7 792 500 Mi ".
Absatz 2 der Erläuterung erhält folgende Fassung :

„Die Anforderung erhöht oder vermindert sich um den
Betrag , um den ich der Eingang an Kraftfahrzeugsteuer
gegenüber dem Hanshaltssatz von 8 300 000 Ml erhöht
oder vermindert . Die Einnahmen aus den Beiträgen
der Gemeinden nach § 18 des Straßengesetzes (Einnahme ,
Kapitel 4 A Tit . 3 a ) , aus dem etwaigen Anteil an der
Benzinsteuer (Einnahme , Kapitel 1 Titel 4) und 700 000
Reichsmark aus dem Ertrag der Kraftfahrzeugsteuer (Ein -
nähme , Kapitel 1 Titel 3) werden zur Deckung von Ver -
pflichtungen aus der Landstraßenanleihe (Ausgabe , Ka -
pitel 13 B Titel 1 a) und Nachweisung der Restkredite
O .-Z . 109 a ) und zur teilweise » Bestreitung des Personal -
aufwands für die Landstraßen verwendet ."

Die Entzifferung in der nachfolgenden Erläuterung än -
dert sich entsprechend .

8 . Einnahme Kapitel 6 A „ Perschiedene Einnahmen "
Titel 9 — Erwirtschaftete Zinsen der Amortisationskasse —
statt 300 000 Ml ist zu setzen „450 000 Mi " .4 . Anlage 1 „Haushalt der Amortisationskaffe "
a ) Ausgabe Titel 13 — Ablieferung an erwirtschafteten

Minsen — statt 300 000 Ml ist zu setzen „450 000 Mi ".
?lc Titel 2 — Aus der Beteiligung Badens an

wirtschaftlichen Unternehmungen — statt 2136 950 M' st Zu setzen „2 286 950 Ml " .

30980000 m «' »' 'Vn
Die Erläuterung ändert sich entsprechendb) Titel 5 — Überweisung aus dem Ertrag der Gebäude -sondersteuer an die Wohnungsfürsorge — statt8 686 000 Ml ist zu setzen „5 900 000 Ml " .

§ , Einnahme Kapitel 1 „ Steuerverwaltung "
: a ) Titel 1 — Überweisung aus der Einkommen - und Kör .

perschaftsteuer sowie aus der Umsatzsteuer .
Die Erläuterung auf Seite 74 wegen Abführung des
Gemeindeanteils ändert sich entsprechend dem gleich-
zeitigen Antrag wegen Änderung von Artikel 18 des
Finanzgesetzes .

b ) Titel 3 — Überweisung aus der Kraftfahrzeugsteuer —
statt 8 600 000 M ist zu setzen „8 300 000 Ml " .

c - ? itel 9 — Steuern vom Grundvermögen und vom

G<S - rb«b«trieb — statt 37 800 000 m ist zu letzen
„35 800 000 Ml ".
Die Erläuterungen ändern sich entsprechend .

6 ) Titel 11 — Rotabgabe (Einwohnersteuer ) — Anteil des
Landes .
Der Betrag von 1300 000 Mi wird gestrichen .

Hauptabteilung III — Ministerium des Innern —
7. Einnahme Kapitel I A „Bezirtsverwattung "

Titel 4 — Aus Verwaltungsgefällen — statt 8 400 ixki Mi
ist zu setzen „4 200000 Mi "

. " '
8. Anlage 1 — „Wohnnngsftirforge "

a ) Einnahme Titel 1 — Landesanteil an der Gebäude -
sondersteuer — statt 9 676 000 Ml ist zu setzen „5 900 000
Reichsmark " .

d ) Einnahme Titel 4 — Schuldaufnahme — statt 7 000 000
Reichsmark ist zu setzen „9 000 000 Ml ".

Karlsruhe , den 9. April 1930.
Dr. Baumgartner Maier
Dr . Kaufmann Rückert

Die allgemeine Aussprache ,
wofür die Redezeit wiederum kontingentiert ist, eröffnet Abg.
Honitel (Zentr .) . Er sieht im Finanzministerium die Wirt¬
schaftsstelle des Landes , die für alle Zweige des Staatslebens
die Mittel bereitzustellen hat . Der Redner will hente den
technisch-wirtschaftlichen Teil des Ministeriums besprechen .
Rationalisierung sei kein Schlagwort , sondern eine Notwendig -
keit. In der Güterverteilung herrsche noch Unordnung . Nicht
gesund sei es , für den gleichen Zweck und die gleiche Strecke
mehrere Verkehrsmittel einzusetzen . Die Häfen und Um-

■schlagplätze müßten vereinsamen infolge der Eisenbahntarif -
Politik. Den Wünschen der Bevölkerung des Lahrer Ried hin -
sichtlich der Konzessionierung von Kraftwagenlinien sollte man
entgegenkommen . Ob die Schiffahrt nach Württemberg die
Aufwendungen für die Neckarkanalisation lohnt , begegnet leb -
haftem Zweifel . Doch seien die auf Baden entfallenden Kosten
nicht allzuhoch und Orte des Neckartales hätten gewonnen .
Der Redner fordert Zentralisierung des gesamten Verkehrs -
Wesens einschließlich des Kraftwagenverkehrs . Letzterem müsse
man im volkswirtschaftlichen Interesse geeignete Straßen ge¬
ben , die sich nicht so rasch abnützen und die auch den Kraft -
wagenverschleiß aus ein geringes Maß herabdrücken . Der
Beschluß des Landtages , mit der Weiterführung des Straßen -
bauprogramms von 1925 abzubrechen und erst die Erfahrun -
gen in anderen Ländern abzuwarten , habe sich als richtig her -
ausgestellt . Die Absicht , bald an die deckenweise Straßenunter -
Haltung im Taubergrunde heranzutreten , sei lebhaft zu be-
grüßen . Leider sei es nicht möglich gewesen , die kleinen Land -
gemeinden noch weiter von den Straßenkosten zu entlasten .
Hoffentlich gelinge es bei Besserung der Finanzlage , mehr
Mittel der Kraftfahrzeugsteuer abzuzweigen . Für Zwecke der
Landeskultur sollte man erheblich größere Beträge aufwen -
den . Die Bereitstellung von Neuland für die Landwirtschaft
würde sich segensreich nach den verschiedensten Richtungen aus -
wirken . Vorbildlich in dieser Beziehung gehe die Domänen -
Verwaltung vor . Mit der Feldbereinigung sei man in Baden
leider noch etwas zurück. Man möge in der Kostenfrage den
Gemeinden entgegenkommen , um so den Anreiz zu stärken .
Der Behebung des Wassermangels in verschiedenen Gemeinden
müsse mehr Beachtung geschenkt werden . Mit Wasserkraft sei
das Land genügend versorgt , doch sei es nicht schön , wie das
Badenwerk dem Gasverbrauch entgegenzuwirken suche. Das
Wagnis der Kaliwerke in Buggingen sei gelungen . Die
staatlichen Betriebe lägen in guten Händen und die leitenden
Persönlichkeiten verdienten Anerkennung .

Abg . Heid (Sozdem .) führt aus , es handle sich bei diesem
Etat um die Erwerbseinkünfte des Staates . Zu allgemeinen
wirtschaftspolitifchen Ausführungen übergehend , wendet sich
der Redner gegen Bestrebungen , die sozialen Errungenschaften
abzubauen . Die Beamten seien so einsichtsvoll , daß sie in dieser
Notzeit von Anträgen auf Gehaltsverbesserungen absehen
müssen . Für die Waldarbeiter sollte die gesetzliche Ruhelohn -
Versorgung eingeführt werden . Der Redner vertritt die Be -
lange der badischen Holzwirtschast , die gleichfalls schwer unter
der Tarifpolitik der Reichsbahn zu leiden hat . Die Feld - und
Flurbereinigung sowie die Wasserwirtschaft sollten in einer
Hand zusammengelegt werden . Das Tepipo der Ausnahme
von Kreisstraßen in den Landstraßenverband möge man im
Interesse des Straßenbaues beschleunigen . Die Sozialdemo -
kraten sind dafür , daß der gesamte Kraftwageuverkehr von der
öffentlichen Hand übernommen wird . Die öffentlichen Ver -
kehrsmittel sollten alle an einer Stelle beim Reich vereinigt
werden . Vonnöteu sei ferner ein einheitliches Wegerecht .
Der Redner

^beschäftigt sich dann mit den wirtschaftlichen Be -
trieben des Staates , mit denen es bemerkenswert vorwärts
gehe. Einwände gegen die Verwaltung seien unberechtigt .
Die Szialdemokraten begrüßten diese Anfänge einer Gemein -
Wirtschaft .

Gegen 1 Uhr wird die Weiterberatung auf Freitag vormittag
9 Uhr vertagt .

Heute nachmittag VA Uhr wird der Haushaltsausschuß eine
Aussprache mit den Städtevertretern über den Finanzausgleich
haben .

Zum Tode der Königin Biktoria von Schweden
Anläßlich des Heimgangs der Königin Viktoria von schwe -

den hat der Evangelische Oberkirchenrat dem König Gustav
und der Großherzogin Hilda die herzliche Teilnahme der Evan -
gelischen Landeskirche Badens ausgesprochen . Als Zeichen die-
ser Teilnahme läßt der Evangelische Oberkirchenrat einen
Kranz an der Bahre der verstorbenen Königin auf ihrer letzten
Fahrt durch Deutschland in München niederlegen .

Der Offiziersverein der Badischen Leibgrenadier « hat in
einem Telegramm an den König von Schweden fem Beileid
ausgesprochen . Im Namen des Öffiziersvereins wird bei der
Beisetzung der ehemaligen badischen Prinzessin ein Schwarz -
waldkranz als letzter Gruß aus der Heimat niedergelegt wer -
den .

LSjähriges Jubiläum ver Goldschmtedeschule
Pforzheim

An Ostern 1930 sind 25 Jahre verstrichen , daß die Gold -
schmiedeschule in Pforzheim als selbständige Jndustriefach -
schule besteht . Gleichzeitig feiert der Leiter der Anstalt , Direk -
tor Rudolf Rücklin sein 25jähriges Jubiläum als Direktor der
Schule , und die beiden Studienräte Meyer und Pfeiffer als
Lehrer an der Schule .

Aus diesem Anlaß fand an . Donnerstag eine Feier statt ,bei der Oberbürgermeister Giindert der Schule eine Jubi -
läumsspende von über 16 500 Ml überreichte , dem Ergebnis
einer Sammlung , zu der die Stadt Pforzheim , der Kreis
Karlsruhe , der Arbeitgeberverband , der Kunstgewerbeverein ,die Zeitungsverlage , die Industrie und die Gewerkschaften
trotz wirtschaftlich schwerer Zeiten namhafte Beiträge gezeich-
net haben . In Anerkennung der hohen Verdienste des Schul -
lciters , Direktor Rückli» , erhielt die Spende den Namen
^Direktor - Rudolf - Rücklin - Schenknng . Jubiläumsspende der
stadt Pforzheim und ihrer Industrie .

" Die Zinsen der
Schenkung werden verwendet für l . Stipendien zum Besuchvon Sonderkursen zwecks Weiterbildung , 2 . Reisebeihilfe » für
Schüler des 3. Jahrganges zun . Besuch auswärtiger Mitseen .

Ausbildungslehrgaug für KU«»- und Lichtbildervorführungen in Schute und Jngenvpsteg -
Vom 24 . 29 April veranstaltet die Bild - und Filmarbeits .gemein,chaft Oberrhein , in der Lehrer aller Tchulgattungen

finÖ , in einen füxLehrer aller Schulgattuugcii . Es werden die einschlaaiaenGebiete der Elektrizität , der Optik , der Gesetzgebung , dieverschiedenen ,y,liu - und Lichtbildapparate , sowie die Oraa -n . sation nnd Methodik des Lehrfilm - und Lichtbildwesensbehandelt . Jeweils nachmittags sind praktische Übungen anApparaten und Geräten , so oaß die Kursteilnehmer direkt indie Praxis eingeführt werde » . Näheres ist aus dem Amts -blatt des Badische » Ministeriums des Kultus und Unterrichts
ersichtlich.

Stipendien aus der Max -Viktor-von Scheffel-
Stiftung

Aus der Max -Viktor - von - Scheffel - Stiftung ist ein Reise -und Studienstipendium im Betrage von 500 Mi an einen
begabten badischen Musiker zu vergeben .

Bewerbungen sind unter Anschluß der erforderlichen Nach-
weise «Studien - , Leumunds -, Geburts - und Vermögens -
zeugnis , Staatsangehörigkeitsausweis ) binnen 4 Wochen beim
Unterrichtsministerium einzureichen .

Aus der Landeshauptstadt
Die nächste Tagung des Schwurgerichts beginnt am 28. April .Der Fall des Kriminalkommissars Werner und der EhesrauMerkle , die des Mordes deschuldigt werden , soll am Montag ,dem 12. Mai , vor das Schwurgericht kommen . Zu der Ver -

Handlung sind 46 Zeugen geladen , und mau rechnet mit einer
mehrtägigen Verhandlung . Werner ist seit geraumer Zeitwieder im Karlsruher Bezirksgefängnis untergebracht .

Zur Warnung . Zwei Kaufleute und ein Verbandsbeamter ,die Gerüchte über angebliche Durchstechereien und sonstige Un -
regelmätzigkeiten in städtischen Ämtern verbreitet hatten , er -
hielten auf Strasantrag des Karlsruher Stadtrats empfind -
liche Geldstrafen .

Fahrlässige Körperverletzung . Am 22 . Dezember v . I . hatte
sich Ecke Markgrafen - und Kreuzstratze ein Zusammenstoß
zwischen Polizeiauto und Taxameter ereignet , wobei ein Ehe -
paar leichter , ei» aus der Straße stehendes junges Mädchenaber schwer verletzt wurde . Nunmehr hatten sich der Ehanf -
fener des Polizeiautos , Ludwig Beith , und der Führer des
Taxis , Karl Essig , wegen Vergehens gegen das Kraftfahrzeug -
gesetz in Tateinheit mit fahrlässiger Körperverletzung vor dein
Schöffengericht zu verantworten . Beide wurden zu einer
Geldstrafe von je 200 Ml evtl . 20 Tagen Gefängnis verur¬
teilt .

Colosseuin . Ab Montag , den 14 . April , findet ein kurzes
Gastspiel der Sensation - und Lachbühne Berlin im Colosseuin-
Theater statt . Zur Ausführung gelangt das Detektivstück von
Edgar Wallaee „Der Mann , der seinen Name » änderte ".
Dem Ensemble geht ein guter Rus voran ; ist doch der Name
Edgar Wallare sowohl durch seine Romane als auch durch
seine spannenden Bühnenwerke , wie „Hexer "

, „Zinker " nsw.
in weitesten Kreisen bekannt .

Wetternachrichtendienst der Bad . Landeswetteiwartc Karls -
ruhe . Das im Westen erschienene Teiltief , das heute an der
französischen Westküste liegt , hat den Zustrom feuchter Luft

Dabei ist
wird voraus -

iTu
.juiu ^ in un yuu (ji | uuje | uutiuj uet Ntpen weiterziehen , so

laß für unser Gebiet vorerst keine wesentliche Änderung be-
vorsteht . Wetteraussichten : Zeitweise wolkig, bei schwacher
Luftbewegung , vorwiegend trocken, Temperaturen unverändert .

Kurze Ogcdricdten aus Kaden
Nr . 10 des Badischen Gesetz - und Verordnungsblattes ent -

hält neben einer Bekanntmachung des Ministers des Innern
über die Ein - und Durchfuhr von lebenden Tieren usw . aus
dem Ausland Verordnungen des Ministers des Innern über
die Deutsche Arzneitaxe 1930, des Justizministers und des
Ministers des Innern über das Wiederinkrafttreten der
Pachtschutzordnung .

DZ . Heidelberg , 10. April . Wie bekannt , hatten die Ar -
beitnehmerverbände den vom Schlichtungsansschuß gefällten
Schiedsspruch im Heidelberger Einzelhandel angenommen .
Nunmehr haben sich anch die Arbeitgeber entschlossen, dem
Schiedsspruch zuzustimmen , der damit Rechtskraft erhält .

DZ . Heidelberg , 9 . April . Die Neckarschiffahrts - AG ., Heil -
bronn , wird am 18. Mai die fahrplanmäßigen Personeiifahr -
ten nach allen Neckarstationen wieder «»fuehttnn ,

bld . Rheinfelden , 9. April . Bei einer durch die I . G . Far -
benindustrie , Werk Rheinfelden , in der Nähe der « tadt aus -
geführten Tiefbohrung wurde ein starkes Salzlager von
zirka 17 Metern Mächtigkeit erschlossen.

bld . Basel , 9. April . Der Streik der Holzarbeiter in Basel ,
der seit etwa 6 Wochen andauert , hat nun durch die starke
Agitation der Kommunisten auch auf die Maurer übergegrif -
fen , so daß das gesamte Vangewerbe in Basel stilliegt . In -
folge der Arbeitslosigkeit in Lberbaden hatten sehr viele ba¬
dische Bauhandwerker in Basel Beschäftigung gefunden , die
nun ebenfalls von dem Streik betroffen sind .

Dandel und MirtsGatt
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 10V G .
Kopenhagen 100 Kr .
Italien
London .
New Dort
Paris .
Schweiz

100 L.
1 Pfd .
1 D .
100 Fr .
100 Fr .

Wien 100 Schilling
Prag . . . 10V Kr .

10.
Selb

168.05
112.06
21 .945
20 .359
4.185
16.375
81 .11
58 .965
12.395

April
Brie ,

168.39
112.28
21 .985
20.399
4.193
16.425
81.27
59 .085
12 .415

9.
Seit.

168 .10
112 .07
21 .94
20.358
4.1855
16.375
81 .105
58 .975
12.393

April
Briti

168.44
112.29
21 .98
20.398
4 .1935
16 .425
81 .265
59 .095
12 .414

Depression im Mannheim - Ludwigshafener Bezirk . Wie die
„N . Bad . Landesztg .

" berichtet , sind neue Arbeiterentlassungen
und weitere Einschränkungen großer industrieller Betriebe
gerade in den letzten Tagen durchgeführt worden oder stehen
jetzt vor der Durchführung . Die Rheinische Gummi - und Eel -
luloid - Fabrik Mannheim - Neckarau , die sowohl in einigen
Abteilungen ihres Wertes in Neckarau als auch in Rheinau
verkürzt arbeitet , hat vor einiger Zeit ihre Kampferfabrik still-
gelegt . Es sind dabei einige Hundert Arbeiter zur Entlas -
sung gekommen . In Ludwigshafen hat die chemische Fabrik
Gebr . Giulini etwa 140 Arbeiter entlassen , zum Teil haben
die Betroffenen ihr Arbeitsverhältnis schon beendet , zum Teil
wird es in den nächsten Tagen geschehen. Im ganzen beschäf-



tigt das Werk noch etwa 1700 Ardeiter . Außerdem soll, einem
Gerächt zufolge , die I . G . Farbenindnstri « beabsichtigen . 5<W
Arbeiter zu entlassen . Wie die Verwaltung dazu mitteilt , ist
ein Beschlutz darüber noch nicht gefaßt worden .

Raschinenbaugcsellschaft Karlsruhe . Der am Mittwoch ab -
gehaltene gerichtliche Vergleichstermin war rein formaler
Natur . Nach Prüfung der Vollmachten verlas der « achver-
ständige , Göbel , namens der erkrankten Vertrauensperson
lRechtsanwalt vr . Max Homburgerj eine Erklärung , in der
die Gläubigerin , der Gläubigerausschutz und die Vertrauens -
Person einmütig nochmalige Vertagung des Termins bean -
tragen . In der Erklärung wird empfohlen , keinen nicht wie -
der rückgängig zu machenden Schritt zu tun , der Schaden an -
richten rZnnte , sondern erst alle Möglichkeiten zu erschöpfen ,
das Unternehmen zu erhalten und die Gläubiger zu befrie -
digen . Solche Verhandlungen schwebten noch nach mehreren
Seiten und ständen schon dicht vor dem Abschluß . Durch die
Verzögerung würden die Interessen der Gläubiger in keiner
Weise betroffen . — Die anwesenden Gläubiger stimmten dar -
auf einmütig der beantragten Vertagung zu , und neuer Ter -
min wurde auf den 21. Mai festgesetzt.

Dir Bandfabrikation in Säckingen und Basel in Liquida -
ti »n . Die Gesellschaft für Bandfabrikation in Basel , zu der
auch die Gesellschaft für Bandfabritation in Säckingen gehört ,
beschloß auf der am Mittwoch stattgefundenen autzerordent -
lichen Generalversammlung mit 1909 gegen 540 Stimmen die
Liquidation . Es wurde ein Verlustsaldo von 3,864 Millionen

Sfranken
festgestellt , der größtenteils durch Abfatzschwieria -

eiten entstanden ist. Mehr als die Hälfte des Aktienkapitals
ist verloren . Die Fabrikation in Basel soll eingestellt werden .

Zehn Prozent Dividende bei der DD - Bant . Die Deutsche
Bank und Diskontogesellschaft verteilt für 1929 aus einem
Reingewinn von 34,2 Millionen Reichsmark eine Dividende
von 10 Proz . wie im Vorjahr für die beiden damals noch
selbständigen Institute .

Neue Hypothekenbankfusion . Wie aus Berlin gemeldet
wird , haben sich die Fusionsverhandlungen zwischen der Preu -
ßifchen Zentralbodenkredit - und Pfandbriefbank und der
Deutschen Grundkreditbank , Gotha , zu einem Fusionsange -
bot der erstgenannten Bank verdichtet . Für den Umtausch der
Aktien wird entsprechend dem Kursstande das Verhältnis von
2 : 3 in Frage kommen .

Btamsanzeiger
Bekanntmachung

UiiU- i: Bezugnahme auf die Bestimmung in § 20 Abs. 1
Satz 2 der badlschen Verfassung vom 21. März 1919 wird nach-
stehend der vom Gesamtininisterium angenommene Entwurf
eines Gesetzes über die Förderung des Wohnungsbaues be-
kanntgegeben .

Karlsruhe , den 9. April 1930.
Staatsministerium

vr . Schmitt

Entwurf
eines Gesetzes über die Förderung des Wohnungsbaues

Das badische Volk hat durch den Landtag am
das folgende Gesetz beschlossen:

Wohnungsbauanleihen
§ 1 .

Die Staatsschuldenverwaltung wird ermächtigt , unter der
Aufsicht und Leitung des Finanzministers ein Anlehen bis
zum Höchstbetrag von 18 Millionen Reichsmark oder Gold -
mark im Inland oder im Ausland in inländischer oder aus -
ländischer Währung für Rechnung der Amortisationskasse auf -
zunehmen .

8 2.
Das Anlehen ist zur Forderung des Wohnungsbaues im

Sinne des § 12 Absatz 4 des Gebäudesondersteuergesetzes
zu verwenden .

Der Minister des Innern verfügt über das Anlehen und
kann bei seiner Weitergabe an Wohnungsverbände und ver -
bandsfreie Gemeinden den Zins um höchstens 5 v . H . zu
Lasten der im Staatshaushaltsplan der Wohnungsfürsorge
Vorgesehepen Mittel ermäßigen ; er kann nähere Bestimmun -
gen über die Verwendung erlassen .

Zuschüsse zu Neubauwohnungen
§ 3.

Der Minister des Innern wird ermächtigt , die Erstellung
von Neubauwohnungen für Beamte , Angestellte und Arbeiter
des Badischen Staates dadurch zu fördern , datz er in der im
jeweiligen Staatshaushaltsplan der Wohnungsfürsorge vor -
gesehenen Höhe Zuschüsse auf die Dauer von höchstens 10
Jahren übernimmt .

Die näheren Richtlinien für die Gewährung oer Zuschüsse
erläßt der Minister des Innern im Einvernehmen mit dem
Minister der Finanzen .

Bürgschaft .
8 4.

Der Minister des Innern wird ermächtigt , zur Förderung
des Wohnungsbaues im Sinne des § 12 Abs . 4 des Gebäude¬
sondersteuergesetzes

a ) Wohnungsverbänden , Gemeinden und Personen , die für
hypothekarisch gesicherte Baudarlehen Bürgschaften über -
nehmen , den teilweisen Ersatz der ihnen hierbei ent -
stehenden Verluste zuzusichern ,

b ) eine derartige Bürgschaft auch selbst zu übernehmen .
Die näheren Bestimmungen über die Übernahme dieser

Verpflichtungen trifft der Minister des Innern . Ihre Ge -
samtsumme in Reichsmark oder Goldmark darf ein Zehntel
des Reinvermögens der Wohnungsfürsorge nicht übersteigen .

s 5.
Zur Deckung der aus § 4 dieses Gesetzes und aus dem

Bürgschaftssicherungsgesetz entstandenen Verbindlichkeiten ist
ein Bürgschaftsstock zu bilden ; ihm sind die jeweils im Staats -
Haushaltsplan der Wohnungsfürsorge vorgesehenen Mittel zu -
zuwerfen .

Der Bürgschaftsstock ist in der Rechnung der Wohnungs -
fürsorge besonders nachzuweisen und in einer der Förderung
des Wohnungsbaues dienenden Weise anzulegen .

Schlußbestimmung
s ö.

Das Bürgschaftssicherungsgejetz vom 6. Juli 1918 (Gesetz«
und Verordnungsblatt S . 215 ) in der Fassung vom 20 Juni
1925 ^Gesetz- und Verordnungsblatt S . 171 bleibt unbeschadet
der Vorschrift in § 5 Abs . 1 hinsichtlich der übernommenen
Bürgschaften auch fernerhin in Kraft . Reue Bürgschaften
werden ans Grund dieses Gesetzes nicht mehr übernommen .

8 7-
Der Minister des Innern und der Minister der Finanzen

werden mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragt .
§ 8 -

Das Gesetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft .
Dieses Gesetz wird hiermit im Namen des badischen Volke?

verkündet .
Karlsruhe , den .

Staatsministerium

LEIPHEIMER & MENDE
KARLSRUHE

SPEZIRLHRUSFÜR STOFFE

K .2S4
Z;uckerkranke

«Sit Sit ohne da« nutziojiHungern zucker-
ifrti werden können, sagt Jedem unentgeltlich
>Ph. Hergert , Wiesbaden . RUckertstr. 154b

Aufhebung von bezirkSpolizeilichen
Borschriften .

Durch die für vollziehbar erklärte bezirkspolizeiliche
Vorschrift vom 12 . Februar 1930, die mit dem Tag
dieser Bekanntmachung in Kraft tritt und deren Wort -
laut zur öffentlichen Kenntnis 10 Tage lang bei uns

Zimmer 20 aufliegt , wurden folgende bezirkspolizei -
liche Vorschriften aufgehoben :

1 . über die Benützung der Stauschleusen im Scheid -

graben zur Bewässerung der Wiesen auf Gemarkung
Liedolsheim vom 31 . Mai 1887, bzw . 11. Juni 1887 ;

2 . über die Instandhaltung >und den Schutz des
Herrenwasserkanals vom 28. Februar 1888 bzw . 21.
März 1888 ;

3 . über den Schutz der Hochwasserdämme des Rhein ?
vom 14 . Juni 1888;

4. über die Wiesenwässerung in der Knielinger und
Neureuter Niederung im Anschluß an die Schwemm -
kanalisation Karlsruhe vom 21 . Mai 1908 bzw. 6 . No -
vember 1908 . Q .880

Karlsruhe , den 1. April 1930 . 0 -. Z . 24.
Badisches Bezirksamt III .

Straßensperre .
Nachstehende Straßenstrecken des' Amtsbezirks

Karlsruhe werden wegen Erneuerung der Walzdecke
in der beigesetzten Zeit werktags von 6 bis 19 Uhr
für alle Fahrzeuge von mehr als 3 Tonnen Gesamt -
gewicht gesperrt . Soweit hiernach Fahrzeuge zugelas -
sen sind, dürfen die Sperrstrecken von Fuhrwerken
nur im Schritt und von Kraftwagen mit höchstens
10 Kilometer Geschwindigkeit befahren werden . Im
übrigen find die Anordnungen des Walzmeisters zu
befolgen . Die Sperrverfügungen gelten auch dann ,
wenn die Arbeitsausführungen wegen unvermeidlicher
Hindernisse einige Tage sich verschieben sollten .

1. Landstraße Nr . 13 , Karlsruhe —Stuttgart , km
7,930 bis 8,850, d . i. zwischen Grötzingen uub Berg¬
hausen . vom 16 . bis 23 . April . Umgehungsweg : Gröt¬
zingen —Weingarten —Jöhlingen —Berghausen .

2 . Dieselbe , km 9,600 bis 9,843, d . i. in Berghau -
sen , am 23. und 24. April . Umgehungsweg : Grötzin -
gen—Durlach — Ettlingen — Langensteinbach — Klein -
steinbach , für leichtere Fuhrwerke auch über Wösch-
bach .

3. Landstraße Nr . 1 , Frankfurt —Basel , km 20,930
bis 22,500 , d. i. zwischen Wolfartsweier und Ettlin -
gen, vom 24. April bis 2 . Mai . Umgehungsweg : Dur -
lach—Karlsruhe —Ettlingen . Q .879

Zuwiderhandlungen werden gemäß § 121 Bad . Pol .-
StrGB . mit Geld oder mit Haft bis zu 14 Tagen
bestraft .

Karlsruhe , den 4 . April 1930. O .-Z . 23
Badisches Bezirksamt , Abteilung IV .

MWs Landestheater
Freitag , 11 . April 1930
* F20 . (greitogmtete )

Th . - Gem . 2 . S - Gr . und
1101—1200

Die Märe Dreysus
Schauspiel von Rehfisch

und Herzog
Regie : Dr . Waag

Mitwirkende :
Bertram , Ermarth , Genter ,
Schreiner , Jank , Brand ,
Dahlen , Gemmecke, Graf ,
I . Grötzinger , Herz, Hierl ,

Höcker , Hofpach , Just ,
O - Kisnscherf , Kloeble,

Kühne , Landgrebe ,
Müller , Prüter , Schulze ,

V. d . Trenck, Grimm ,
H . Kienfcherf , Lindemann ,
Luther , Rivinius , Seibert .

Anfang 20 Ende nach 23
Preise A (0,70—5 SM)

Sa ., 12. April : Trojaner .
So ., 13. April : Zum ersten -
mal : Angelina . Im Kon -
zerthaus : Keine Vor »
stellnng . Mo ., 14. April :

9. Sinfoniekonzert .

O .875 . Karlsruhe . Das
Vergleichsverfahren über
das Vermögen des Blech-
nermeisters Friedrich
Amolsch in Karlsruhe ,
Amalienstr . 37, wurde nach
erfolgter Bestätigung des
Zwangsvergleichs ausgeho -
ben . Das bei der Eröff -
nung des Vergleichsverfah .
rens erlassene Veräutze -
rungsverbot verliert für
die Zukunft seine Kraft .

Karlsruhe , 8. 4. 1930.
Geschäftsstelle des Amts -

gerichtS A 10.

HERMANN TIETZ
KARLSRUHE

Sichern. Q .878
Güterrechtsregisterein -

trag Bd II 1. Seite 374 :
Deichelbohrer , Albert ,
Landwirt zu Großweier , u.
Berta geb . Brunner . Ber -
trag vom 24. März 1930
Gütertrennung .

Achern, 31 . 8. 1930.
Bad . Amtsgericht .

Bekanntmachung.
Ordentliche Mi .gUederversammlmig

des LebenSversicherungsvereinS der
Bad . Landwirtschaftskammer betr .

Die diesjährige 9 . ordentliche Mitgliederoersamm -
lung des Lebensversichernngsvereins der Bad . Land -
Wirtschaftskammer findet

Mittwoch , den 3V . April 1930, nachm . 12 .3V Uhr ,
in Karlsruhe , im Sitzungszimmer der Bad . Land -
Wirtschaftskammer , Stephanienstr . 43, statt .

Zu dieser Mitgliederversammlung beehren wir uns
ergebenst einzuladen .

Zur Teilnahme cm der Mitgliederversammlung ist
jedes volljährige Mitglied berechtigt , desgleichen die
nicht versicherten Mitglieder des Vorstandes und de?
Aufsichtsrates , diese aber ohne Stimmrecht .

Tagesordnung :
1 . Mitteilungen .
2. Geschäfts - und Rechenschaftsbericht für das Jahr

1929.
S. Genehmigung der Jahresrechnung und Emla -

stung des Vorstandes und Aussichtsrates des Le-
bensversicherungsvereins der Bad . Landwirt -
schaftskammer .

4. Ersatzwahl für zwei ausgeschiedene AufsichtsratS-
Mitglieder aus dem Kreise der Versicherten.

5. Verteilung des Überschusses aus dem Geschäfts ,
jähr 1929.

6. Anträge und Wünsche . K .290
Karlsruhe , den 9 . April 1930.

Der Borsitzend « :
l)r. Graf Douglas .

« Ii - werben für fiel

Bekanntmachung.
Ordentliche Mitgliederversammlung

»er HaftpsiichtversicherungSanstalt der
Bad . Landwirtschaftskammer betr .

Die diesjährige 19 . ordentliche Mitgliederversamm -
lung der Haftpflichtversicherungsanstalt der Bad .
Landwirtschaftskammer findet

Mittwoch , den 39 . April 1930, vorm . 11 Uhr,
in Karlsruhe , im Sitzungszimmer der Bad . Landwirt «
schaftskammer , Stephanienstr . 43 , statt .

Zu dieser Mitgliederversammlung beehren wir uiiS
ergebenst einzuladen . Zur Teilnahme ist eine An -
Meldekarte erforderlich , die spätestens 3 Taae vorder
von dem Vorstand anzufordern ist.

Tagesordnung :
1 . Mitteilungen .
2 . Geschäfts - und Rechenschaftsbericht für da» Be-

fchäftsjahr 1929.
S. Entgegennahme der Bilanz , der Jahresrechnunz

und des Geschäftsberichtes , sowie EiiN ^ tung des
Vorstandes und Beirates . KM9

4. Verwendung des Überschusses.
5 . Anträge und Wünsche .

Karlsruhe , den 9 . April 1930.
Der Borsitzende :

Dn Graf Douglas .

Die beim Landgericht
Karlsruhe erwachsenen Ak-
ten der bürgerlichen Rechts .
Pflege sollen ausgeschieden
werden , soweit sie zur Ver -
tilgung reif find . Den Be-

rechtigien steht es frei , ui»
nerhalb eines Monats die
Rückgabe der von ihnen
oder ihren RechtSvorgän -
gern zu solchen Akten über »
gebenen Beweisurkunden
zu beantragen . O .87S

Landgericht Karlsruhe .

Druck G . Braun . Karlsruhe
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